
Gemeinderat will Kreuzung statt Kreisel 
 
 Der Gretzenbacher Ge-
meinderat wünscht anstelle 
des geplanten Kantonsstras-
senkreisels Köllikerstrasse/ 
Stalden neu eine Kreuzung. 
Kein Verständnis konnte der 
Rat dafür aufbringen, dass 
der Kanton den Gemeinden 
massiv kleinere Schwellen-
werte für Submissionen vor-
schreiben will, als er sich 
selber zugesteht. Die Über-
nahme der Privatkanalisati-
on Hashubel Nord durch die 
Gemeinde scheiterte an der 
Abtretungsweigerung einer 
Eigentümerin. 

Kreisel oder Kreuzung beim «Türmliplatz»?                        FOTO: HANS BEER 

 
«Türmlikreisel» könnte reali-
siert werden 
 Das zwischen Kanton und Ge-
meinde abgesprochene Strassenkon-
zept basiert auf der seinerzeitigen 
Leitbilddiskussion und anschliessen-
den Ortsplanung. Ein Hauptanliegen 
bildeten dabei Verkehrsberuhigun-
gen auf der Köllikerstrasse. Der 
Kanton legte verschiedene Strassen-
planungen für die Köllikerstrasse 
öffentlich auf, welche inzwischen 
auch rechtsgültig sind. Vorgesehen 
ist unter anderem ein Kreisel bei der 
Einmündung der Strasse «Am Stal-
den» in die Köllikerstrasse (ehemali-
ger «Türmliplatz») und die Abtre-
tung des heutigen Kantonsstrassen-
stückes Hasengasse an die Gemeinde 
mit nachfolgender Schliessung für 
den Verkehr. Von dieser Kreisellö-
sung versprach man sich: Verkehrs-
beruhigende Wirkung; eine Art «Zä-
sur» vor dem neuen Dorfzentrum mit 
Gemeindehaus, Bank und Lebens-
mittelladen; reservierte Busbuchten 
und -wendemöglichkeiten für An-
schlüsse nach Olten (via Stalden). 
 An einer Zusammenkunft mit 
Vertretern des Kantons, dem Ge-
meindepräsidium und der Baukom-
mission wurde die Realisierung der 

Einmündung Stalden/Köllikerstrasse 
diskutiert. Der Kanton wäre bereit, 
2003 die Planung und 2004 den Bau 
vorzunehmen. Nebst der bestehen-
den Kreisellösung wurde vom Kan-
ton auch eine verbesserte Kreiselva-
riante und als Alternative eine Kreu-
zungslösung mit Strasseninsel er-
wähnt. Die Gemeindedelegation hielt 
an der Kreisellösung fest. 
 
Gemeinderat will keinen Krei-
sel mehr 
 Im Gemeinderat regte sich gegen 
diese Planung Opposition. In der 
Folge wurde das Thema traktandiert 
und ausführlich diskutiert. Die Op-
ponenten der Kreisellösung führten 
folgende Argumente an: Überdimen-
sioniert; zu teuer (auch im Hinblick 
auf den Gemeindeanteil); nach Auf-
hebung des Gestaltungsplanes Stal-
denacker nicht mehr nötig; kein Ver-
ständnis in der Bevölkerung für 
Schliessung Hasengasse und Türm-
likreisel; Kreisel Unterdorf in die T5 
dringender.  
 Mit grosser Mehrheit beschloss 
der Gemeinderat folgenden Antrag 
an den Kanton: Verzicht auf die 
Kreisellösung «Türmli» und Weiter-
verfolgung des Projektes Kreuzung, 
Verzicht auf die Schliessung der 

Hasengasse sowie Forcierung einer 
Lösung beim Knoten Unterdorf - 
Oltnerstrasse T5. 
 
Misstrauen gegenüber Ge-
meinden? 
 Die bilateralen Verträge zwischen 
der Europäischen Union und der 
Schweiz verlangen unter anderem 
eine Anpassung der eidgenössischen 
und kantonalen Submissionsgesetze 
mit Auswirkungen auch auf die Ge-
meinden. Bei Arbeitsausschreibun-
gen gelten sogenannte Schwellen-
werte. Sie sollen sicherstellen, dass 
Arbeiten im öffentlichen Bereich ab 
einer gewissen Betragshöhe der frei-
en Konkurrenz zugänglich sind.  
 Kleinere Aufträge können «frei-
händig», also direkt einem bestimm-
ten Anbieter vergeben werden. Für 
mittlere Aufträge ist ein «Einla-
dungsverfahren» an ausgewählte 
Unternehmen nötig. Es untersteht 
strengen Anforderungen bezüglich 
Offertausschreibung und Auftragser-
teilung. Grosse Aufträge schliesslich 
müssen öffentlich ausgeschrieben 
werden. Das entsprechende Verfah-
ren wird sehr aufwändig, teuer und 
enthält jede Menge juristische 
«Fallstricke», welche zu einem Be-
schwerdeverfahren führen können.  
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 Nun hat der Kanton im geplanten 
neuen Submissionsgesetz diese Li-
miten oder Schwellenwerte festge-
legt. Dabei sollen für die Gemeinden 
Limiten von lediglich 25 % der kan-
tonalen Werte gelten! 
 Im Gemeinderat regte sich vor-
erst Unmut über die Tatsache, dass 
die Gemeinden als Hauptbetroffene 
gar nicht zur Vernehmlassung des 
Gesetzes eingeladen wurden. Die 
vorgesehenen neuen Schwellenwerte 
bedeuten für die Gemeinden gegen-
über der heutigen Lösung einen mas-
sive Verschlechterung. So hätten 
beispielsweise einige Arbeiten für 
das neue Gemeindehaus europaweit 
ausgeschrieben werden müssen! 
Nach Meinung des Rates sind die 
Gemeinden (mindestens so gut wie 
der Kanton) in der Lage, ihre Auf-
träge nach marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu vergeben. Sie 
haben meistens auch ihre Finanzen 
im Griff und brauchen den Vergleich 
zum Kanton bezüglich Kosten- und 
Qualitätskontrolle von Bauwerken 
nicht zu scheuen. Der Gemeinderat 
beantragt deshalb beim Kanton, es 
seien für Staat und Gemeinden im 
Submissionsgesetz identische Grenz-
werte festzulegen. 
 
Übernahme Privatkanalisation 
Hashubel gescheitert 
 Im Gebiet Hashubel besteht eine 
Privatkanalisation, welche durch die 
Gemeinde übernommen werden 
sollte. Der Gemeinderat erklärte sich 
grundsätzlich mit der ausgehandelten 
Lösung anstelle eines (vermutlich 
mehrfach teureren) Perimeterverfah-
rens einverstanden. Er verlangte aber 
aus rechtlichen Gründen ein schritt-
weises Vorgehen mit Übernahmeer-

klärung, Kostenregelung und Sanie-
rungsmassnahmen. 
 Eine Grundeigentümerin weigerte 
sich, die Abtretung zu unterzeichnen. 
Nach Ansicht von Baukommission 
und Gemeinderat kann die Gemeinde 
nicht privates Eigentum ohne Ein-
verständnis der (bzw. aller) Eigen-
tümer übernehmen. Der Rat be-
schloss deshalb, das Verfahren zur 
Übernahme der Kanalisation Hashu-
bel abzubrechen. 
 
In Kürze 
! Die Einführung des Krankenversi-
cherungsgesetzes brachte auch im 
Bereich schulärztlicher Dienst einige 
Änderungen. So fielen beispielswei-
se Schutzimpfungen weg. Geblieben 
sind noch Reste der früheren Rei-
henuntersuchungen (Vorsorgeunter-
suchungen). Die Lösung ist aller-
dings nicht unbestritten. Die Ge-
meinden sind jedoch verpflichtet, 
einen schulärztlichen Dienst zu or-
ganisieren. 
 Auf Antrag der Schulkommission 
genehmigte der Gemeinderat das 
Reglement über den schulärztlichen 
Dienst sowie den Vertrag mit dem 
neuen Schularzt, Dr. med. Reto Hä-
feli, Schönenwerd. 
! René Steiner unterrichtet seit Au-
gust 2001 an der Oberschule Däni-
ken-Gretzenbach, verfügt aber nicht 
über die entsprechende Ausbildung. 
Er ist bereit, die nötige 4-semestrige 
berufsbegleitende Ausbildung nach-
zuholen.  
 Der Gemeinderat folgte dem An-
trag der Kreissschulkommission und 
genehmigte eine Kostenbeteiligung 
der Gemeinde (bezahlter Urlaub von 
20 Prozent des Pensums). Der Däni-

ker Gemeinderat hatte dieser Lösung 
bereits früher zugestimmt. 
! Ein Gesuch des Musikvereins 
Gretzenbach um Erhöhung des Ge-
meindebeitrages wurde vom Rat 
abgelehnt. Der Verein hatte als 
Hauptgrund wesentlich höhere Diri-
gentenkosten genannt, welche trotz 
eigener zusätzlicher Anstrengungen 
um Mehreinnahmen nicht aufgefan-
gen werden könnten.  
! Wegen Wegzugs aus der Gemein-
de haben Marlène Müller und Paul 
Wyss als Mitglieder der Kommission 
Jugend-Projekt demissioniert. Auf 
Ende des laufenden Schuljahres tritt 
Paul Fischer von seinem Amt als 
Schulleiter zurück. Der Gemeinderat 
genehmigte die Demissionen. 
! Im Rahmen der Armeereform 
fallen auf Ende Jahr die Mobilma-
chungsplätze weg. Damit verbunden 
ist auch die Aufhebung der Funktion 
Pferdekontrollführer. Der Rat be-
schloss formell die Aufhebung dieser 
Funktion und dankte Franz Penasa 
für seine Dienste. 
! Die elektrische Energie für den 
Dorfteil Grod liefert vertragsgemäss 
die Atel Versorgungs AG. Der Kon-
zessionsvertrag könnte dieses Jahr 
gekündigt werden. Im Hinblick auf 
die unklare Zukunft der EGS (Elekt-
rizitätsgesellschaft Schönenwerd) als 
Stromlieferant für Gretzenbach wäre 
das im Moment nicht sinnvoll. Der 
Gemeinderat stimmte einer Ergän-
zung des Konzessionsvertrages Grod 
zu, wonach dieser nach einem allfäl-
ligen Verkauf der EGS innert sechs 
Monaten gekündigt werden könnte.  
 

BE
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